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Kommentare

Vision und Wirklichkeit
men heißt. So sehr die meisten es

vorziehen, mit ihm und nicht mehr

mit George W. Bush verhandeln zu

müssen, so wenig dürften sie bereit

sein, ihm allein wegen seines gewin-

nenden Charmes jene politischen

Gefallen zu tun, die sie dem texani-

schen Sturkopf Bush bislang strikt

verweigerten.

Gegenwind Nach wie vor sträuben

sich die Europäer, ihre eigenen

Truppenkontingente im dramatisch

eskalierenden afghanischen Krieg

aufzustocken. Die Saudis ignorieren

Obamas Bitte, Israel als Faktum in

Nahost anzuerkennen,

während die Israelis ihrer-

seits Obamas nachdrückli-

chen Wunsch geflissent-

lich überhören, den Sied-

lungsbau in den besetzten

Gebieten endgültig zu

stoppen. Nord-Korea

droht unbeirrt weiter mit Atomwaf-

fen. Iran verfolgt eben so stoisch sei-

ne nuklearen Pläne, seien sie nun zi-

viler oder doch militärischer Natur.

Realpolitik Kuba reagiert ebenfalls

unbeeindruckt auf Washingtoner

Entspannungssignale. Und ob Mos-

kau tatsächlich honoriert, dass Oba-

ma den Dauerstreit des US-Raketen-

schilds im russischen Vorhof kur-

zerhand beerdigte, muss sich erst

noch erweisen. Dass da ein neuer

Mann im Weißen Haus sitzt, der die

Welt mit gehaltvollen Reden und Vi-

sionen begeistert, beeindruckt im

Kosmos des realpolitischen Klein-

klein offenkundig nur mäßig. Die

Tagespolitik wird zu Obamas Be-

währungsprobe. Und doch: Das

hohe Ansehen des US-Präsidenten,

der Vertrauensvorschuss in seine

Vermittlungsfähigkeiten kann tat-

sächlich auf lange Sicht neue Wei-

chen zum Besseren stellen – im pa-

lästinensisch-israelischen Verhält-

nis, im Atompoker mit Iran, bei der

Konsenssuche mit Moskau. Es wäre

fahrlässig, diese Chance, die sich

mit Barack Obama bietet, schon im

Vorfeld mäkelnd klein zu reden.

Nur auf dem internationalen Par-

kett ist Präsident Obama noch im-

mer eine Lichtgestalt.

Von Joachim Rogge

Wäre Sympathie der entscheidende

politische Faktor, hätte Barack Oba-

ma die Welt längst befriedet. Von sei-

nen Popularitätswerten im Ausland

können Obamas Kolleginnen und

Kollegen auf der eigenen politi-

schen Bühne auch weiterhin nur

träumen.

Wandel In den ersten acht Monaten

seiner Amtszeit hat Obama das Bild

vom „hässlichen Amerika-

ner“ eindrucksvoll korri-

giert. Doppelt so viele

Deutsche etwa wie noch zu

Bushs Zeiten haben heute

wieder eine gute Meinung

von Amerika. Selbst im

moslemischen Indonesien

ist das nicht anders. Und auch in tra-

ditionell USA-skeptischen Ländern

wie Frankreich oder der Türkei hat

Obama nach wie vor Popstar-Status.

Während im eigenen Land die Zu-

stimmungsraten rapide bröckeln,

die Flitterwochen längst vorbei sind

und sich Obama auf Normalmaß zu-

rückgestutzt sieht, schwimmt der

US-Präsident international noch im-

mer auf einer Woge der Sympathie.

Sympathiebonus Der Weltbürger

Obama als Projektionsfläche für die

Hoffnung auf eine bessere, friedli-

chere Welt. Wenn sich herum-

spricht, dass die USA auch unter sei-

ner Führung eigene nationale Inte-

ressen – vom Klimawandel bis zur

Industriepolitik – haben, wird die

Euphorie, keine Frage, auch inter-

national wieder abebben. Doch

mehr Realismus war selten ein Scha-

den. Ohnehin wird Obama der Sym-

pathiebonus in aller Welt wenig hel-

fen, wenn er heute bei seinem ersten

großen Stelldichein der Uno-Voll-

versammlung in New York und an-

schließend auf dem G-20-Treffen in

Pittsburgh die Staats- und Regie-

rungschefs aus aller Welt willkom-

Obamas Be-

währungs-

probe ist die

Tagespolitik.

„Wenigstens mal ehrliche Beipackzettel.“ Zeichnung: Horst Haitzinger

Schulden von vielen Millionen an-

deren Haushalten, die nicht als

überschuldet gelten.
Hans Oette, Neuenstadt

Positives Beispiel
Zum Artikel „Bürgermeister mit 27

Jahren“.

Hoch interessant finde ich, dass in

Monheim (Nordrhein-Westfalen)

der 27-jährige Daniel Zimmermann

die Stadt regiert, da er der neue

Bürgermeister ist. Bereits mit 16

Jahren gründete er mit anderen

Schülern eine Jugendpartei. Sie

setzen sich dafür ein, dass Spiel-

plätze ordentlich sind und keine

Glasscherben im Sandkasten lie-

gen, und dass man in Schulen ein

ordentliches Mittagessen be-

kommt. Auch sollen Sportplätze

erhalten bleiben. Dies finde ich

sehr positiv.
Jürgen Wiedmann, Heilbronn

klar, das ist bei einem Boxkampf

nicht anders, denn ein Sprichwort

von Bertolt Brecht sagt: „Wer

kämpft, kann verlieren. Wer nicht

kämpft, hat schon verloren.“
Rolf Erb, Hardthausen

Überschuldung
Zum Artikel „Wo steckt das Geld?“,

4. September.

Der Artikel erweckt den Eindruck,

die privaten Haushalte hätten gro-

ße Geldvorräte. Es handelt sich

aber bei den (durchschnittlich)

3500 Euro pro Haushalt nicht um

Geld, sondern um langlebige Ge-

brauchsgüter. Großes Vermögen

haben nur die reichen privaten

Haushalte. In Deutschland gab es

2007 etwa 3,4 Millionen überschul-

dete, also zahlungsunfähige priva-

te Haushalte mit einer durch-

schnittlichen Schuld von 22 500

Euro. Hinzu kommen noch die

der vierjährigen Zusammenarbeit

in der Großen Koalition unglaub-

würdig gewesen. Es ist zu einfach,

die nicht erfüllten Erwartungen al-

lein den Politikern anlasten zu wol-

len. Zu fragen ist auch, ob es auf die

im TV-Duell und im TV-Dreikampf

praktizierte Art und Weise über-

haupt gelingen konnte, eine Balan-

ce zwischen interessanter politi-

scher Information und Quoten

bringender Unterhaltung zu errei-

chen.
Hans Müller, Heilbronn

Mobilisierend
Zum Kommentar von Detlef Hintze

„Kein Showdown“, 14. September.

„Wenigstens eines sollte das TV-

Duell erreicht haben: Mobillisie-

rung, zur Wahl zu gehen.“ Das hat

es, wenigstens bei mir. Dass der

Herausforderer Frank-Walter

Steinmeier angreifen musste, war

Nicht mehr zu erwarten
Zur Beurteilung des TV-Duells Mer-

kel-Steinmeier und des TV-Drei-

kampfs im Fernsehen.

Viele Leute sagen, sie seien ent-

täuscht von den beiden Debatten

im Fernsehen. Sie seien langweilig,

und nicht mitreißend genug gewe-

sen. Trotz der martialischen An-

kündigung als TV-Duell und als TV-

Dreikampf ist am Ende niemand

sterbend zu Boden gesunken und

keiner hat dem anderen ein blaues

Auge geschlagen. Wer sich zwi-

schen Merkel und Steinmeier mehr

Hauen und Stechen gewünscht

hat, muss bei näherer Betrachtung

erkennen, dass dies nicht zu erwar-

ten war. Dies liegt nicht nur am Na-

turell der beiden. Ihre Ausgangssi-

tuation ist mit der von 2005 nicht

zu vergleichen. Hätten Merkel und

Steinmeier tatsächlich aufeinan-

der eingedroschen, wären sie nach

Leserstimmen

Günther Gugel
Günther Gugel, Jahrgang 1949, ist

Geschäftsführer des Instituts für

Friedenspädagogik Tübingen. Der

Verein berät und informiert rund um

das Thema Konflikte und Gewalt.

Diplompädagoge Gugel veröffent-

licht im Oktober das „Handbuch

Gewaltprävention II“ für die Arbeit

mit Jugendlichen. jr
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Die FDP hat sich auf eine Koalition

mit der Union festgelegt:

Was bleibt den Sozialdemokraten

nach der eigenen Absage an ein

rot-rot-grünes Bündnis als Macht-

option? Sie können bis Sonntag

zulegen und Schwarz-Gelb verhin-

dern. Das macht es spannend.

Mehr als die Rolle des Juniorpart-

ners in einer erneuten Großen Ko-

alition ist aber offenbar nicht drin.

Und Guido Westerwelle? Solche

Machtspiele freilich sind riskant.

Die Kanzlerin dürfte sich die Hän-

de reiben.

Westerwelle setzt alles auf eine

Karte. Nach elf Jahren in der Op-

position hat er Glaubwürdigkeit

über Macht gestellt. Er hat der Ver-

suchung widerstanden, auf jeden

Fall nach der Regierung zu greifen.

Wenn sein Kurs aufgeht und es für

Schwarz-Gelb reicht, wird Wester-

welle der erfolgreichste FDP-Chef

aller Zeiten sein. Wenn nicht,

könnten in der Partei neue Rich-

tungsdebatten aufflammen.

Der Bürger, so er denn zur Wahl

geht, weiß jetzt einigermaßen, wo-

ran er ist: Es geht am kommenden

Sonntag nicht um eine Entschei-

dung zwischen Demokratie und

Diktatur. In ihrem Kanzlerin-Wahl-

kampf hat es die Union anschei-

nend nötig, C- oder Gar-nicht-Pro-

minente als Unterstützer aufzu-

fahren, aber sie muss die Links-

partei nicht dauernd als antide-

mokratisch hinstellen. Dennoch

geht es um eine Richtungsent-

scheidung. Ein Linksbündnis wür-

de schlicht sehr teuer; letztlich

auch für die sozial Schwachen und

nicht zuletzt für Deutschlands

Stellung in der Welt. Das angebli-

che Tabu, nicht im Bund mit der

Linkspartei zusammenzuarbei-

ten, trägt, wie die SPD selbst

schon andeutet, das Verfallsda-

tum 27. September.

Warum eigentlich bekommt die

FDP keine absolute Mehrheit? Un-

ser Land muss von der Mitte aus

regiert werden, hat ihr Parteitag

beschlossen. Die politischen Rän-

der dürfen in Deutschland nichts

zu sagen haben. Sind wir nicht fast

alle für die Mitte und gegen die

Ränder, die Extreme und die Expe-

rimente? Genau darauf setzt Wes-

terwelle. Auf Menschen, die der

beruhigenden Anziehungskraft

der Mitte erliegen. Auf so viele je-

denfalls, dass er mit CDU/CSU

noch einmal hinbekommt, was im

Fünf-Parteien-System zum Aus-

sterben verdammt scheint: ein

Bündnis aus zwei politischen Far-

ben, eine schwarz-gelbe Koalition.

Es gibt nur einen Haken: Wester-

welles Mitte ist ein Scheinriese. Je

näher man hinschaut, desto klei-

ner wird sie.

„Guter Wille allein reicht nicht“
INTERVIEW Pädagoge Gugel kritisiert Defizite bei der Gewaltprävention

I
 n der Münchner S-Bahn stirbt

ein Mann an den Tritten junger

Leute. Eine Woche später schla-

gen in Pforzheim Jugendliche einen

42-Jährigen bewusstlos. Dazwi-

schen der Amoklauf von Ansbach.

Um Gewalt einzudämmen, fordert

Günther Gugel vom Institut für Frie-

denspädagogik bessere Präventi-

onsmaßnahmen. Mit ihm sprach

Joachim Rüeck.

Sind die schockierenden Gewalttaten

schlimme Einzelfälle oder zeugen sie

von einer Verrohung der Gesellschaft?

Günther Gugel: Gefühlte und tat-

sächliche Gewalttätigkeit klaffen

auseinander. Die Gewaltkriminalität

sinkt langfristig eher. Die Ausnah-

me sind jugendliche Mehrfachtäter.

Es sind zwei Strömungen in unserer

Gesellschaft zu beobachten: Einer-

seits eine große Verunsicherung,

Orientierungs-, und Perspektivlo-

sigkeit, die Gewalt mit sich bringt.

Andererseits eine Zunahme von En-

gagement und Hilfsbereitschaft, die

es zu stärken gilt.

Es gibt Gruppen, die immer weniger

Scheu haben, brutal zuzuschla-

gen.Wie kann man vorbeugen?

Gugel: Gewalt ist für Kinder und Ju-

gendliche oft eine Ausdrucksweise

dahinter liegender Schwierigkeiten.

Streetwork ist mit Sicherheit eine

Antwort. Prävention muss aber brei-

ter aufgestellt sein und bereits weit

im Vorfeld erfolgen. Sinnvolle Pro-

gramme setzen in der Familie, im

Kindergarten, in der Schule an und

bauen darauf auf, Risikofaktoren zu

minimieren.

Es scheint doch Präventionsmaßnah-

men wie Sand am Meer zu geben. Zei-

gen sie nicht zu wenig Wirkung?

Gugel: Es gibt zwar sehr viele Pro-

gramme, aber diese sind häufig

nicht ausreichend wissenschaftlich

fundiert. Evaluationsforschung fin-

det kaum statt. Darüber hinaus man-

gelt es an Kontinuität. Und es wird

zu wenig untereinander kooperiert.

Was muss passieren?

Gugel: Wir dürfen uns nicht nur

vom guten Willen leiten lassen. Wir

brauchen mehr Forschung, mehr

Mittel. Wissenschaft und Praxis

müssen enger zusammenarbeiten.

Programme müssen erprobt und

dann in der Breite eingesetzt wer-

den, wenn sie Wirkung zeigen.

Welche positiven Beispiele gibt es?

Gugel: Der Landessportbund Hes-

sen bildet Trainer und Spielführer

zu Mediatoren aus. Das sind konkre-

te Ansätze, um die Gewalt rund um

Fußballspiele in den Griff zu bekom-

men. Außerhalb des Sports ist die

Schule ein ganz wichtiger Ort. Dort

haben wir von Klassenprogrammen

bis hin zur Streitschlichtung viele

Möglichkeiten. Wichtig ist ein Ar-

beitsklima, das von Anerkennung

und Wertschätzung geprägt ist.

Wo sind die Grenzen der Prävention?

Gugel: Gewalt wird man nie hun-

dertprozentig verhindern können.

Dazu ist sie in unserer Gesellschaft

auch zu wenig tabuisiert. Die meiste

Gewalt findet in der Familie statt. Da

das hinter verschlossenen Türen ge-

schieht, erhält sie nicht so viel Auf-

merksamkeit wie die Gewalt auf der

Straße. Jugendliche sind meist nicht

nur Täter, die Gewalt ausüben, son-

dern auch Opfer, die im familiären

Bereich Gewalt erfahren.

Wie kommt Prävention in die Famili-

en hinein, ohne dass sich der Staat zu

sehr ins Private einmischt?

Gugel: Man muss belastete Famili-

en unterstützen. Sie müssen finan-

ziell so gestellt sein, dass sie ihre Er-

ziehungsaufgaben bewältigen kön-

nen. Geld ist aber nicht der zentrale

Punkt. Es geht um Aufmerksamkeit,

Beratung. Eltern wissen oft nicht,

wie sie mit ihrem Kind umgehen sol-

len. Es gibt zum Beispiel an Schulen

in Berlin Erziehungskurse, die sol-

che Kompetenzen fördern. Das Pro-

blem bleibt: Eltern müssen hinge-

hen. Man kann sie nicht zwingen.

Günther Gugel vom Institut für Frie-

denspädagogik in Tübingen Foto: privat

Angst vor Vietnam II
In Afghanistan sollen mehr Solda-

ten für mehr Sicherheit sorgen.

Das wird nicht funktionieren.

Von Siegfried Lambert

Natürlich darf sich die Politik nicht

von den Droh-Videos der islamisti-

schen Eiferer einschüchtern lassen,

die in Serie im Internet kursieren

und den sofortigen Abzug aus Af-

ghanistan fordern. Wesentlich

beunruhigender sind die Warnun-

gen des amerikanischen Nato-Ober-

befehlshabers am Hindukusch.

Wenn die Truppen nicht rasch auf-

gestockt werden, sagt Stanley

McChrystal in einem vertraulichen

Bericht, droht der Kampf verloren

zu gehen. Die Lageanalyse ist so

brisant, dass die „Washington Post“

auf Bitten der US-Regierung davor

zurückschreckte, sie ihren Lesern

komplett mitzuteilen. Dabei liegt

das Fazit auf der Hand: die bisherige

Strategie der Eisenfaust gegenüber

den Taliban ist gescheitert. Mit mili-

tärischen Mitteln lassen sich die

Glaubenskrieger offenbar nicht aus

dem Land vertreiben. Die wieder-

holte Anhebung der Truppenstärke

hat die Sicherheitslage nicht verbes-

sert. Sie hat sich sogar dramatisch

verschlechtert. Das Vietnam-Trau-

ma des US-Militärs droht sich zu

wiederholen.

Jetzt ist man bereit, umzudenken.

Aber es könnte zu spät sein, die Be-

völkerung reagiert zunehmend

feindselig. Und die Ausbildung der

afghanischen Armee verläuft

schleppend. Das Hauptproblem:

Neun von zehn Rekruten können

weder lesen noch schreiben, auch

bei der Polizeiausbildung. Dem

Westen läuft die Zeit davon. Eine Lö-

sung ist weit und breit nicht in Sicht.


